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Aussenpolitiker stellen Forderungen an den Bundesrat
Auch in der Schweiz sorgt der UNO-Bericht für Diskussionen. Umstritten ist, ob die Landesregierung Sanktionen ergreifen soll.

Chiara Stäheli

Willkürliche Inhaftierungen, 
massive Menschenrechtsverlet-
zungen und ein erniedrigender, 
unmenschlicher Umgang mit 
der muslimischen Minderheit 
der Uiguren in der chinesischen 
Provinz Xinjiang: Der lange zu-
rückgehaltene Bericht (siehe 
Haupttext) der Vereinten Natio-
nen sorgt weltweit für Diskus-
sionen. Auch unter Schweizer 
Aussenpolitikern und Aussen-
politikerinnen entfacht die De-
batte rund um allfällige Mass-
nahmen gegenüber China neu. 
So findet etwa SP-Nationalrat 

Fabian Molina, dass «der Bun-
desrat nun endlich die EU-Sank-
tionen gegenüber China über-
nehmen» müsse. «Da gibt es 
jetzt keine Ausreden mehr», 
sagt er auf Anfrage. 

EU sanktioniert  
die Verantwortlichen
Die Europäische Union hat die 
Sanktionen im Frühjahr 2021 
beschlossen und im vergange-
nen Winter um ein Jahr verlän-
gert. Sie sind also noch mindes-
tens bis im Dezember dieses 
Jahres gültig. Konkret richten 
sich die Sanktionen gegen das 
Büro für öffentliche Sicherheit 

von Xinjiang sowie Vertreter 
des Parteikomitees des Uiguri-
schen Autonomen Gebiets Xin-
jiang, das sich im Nordwesten 
des Landes befindet. Deren Ver-
mögen werden seither von allen 
EU-Ländern eingefroren, sie er-
halten keine finanziellen Zu-
wendungen mehr und dürfen 
nicht in die EU einreisen.

Letztlich beinhalte der Be-
richt für alle UNO-Staaten «die 
Verpflichtung, auf diese Men-
schenrechtsverletzungen zu re-
agieren», so Molina. So stehe 
auch die Schweiz in der Verant-
wortung: «Der Bundesrat muss 
die Einfuhr von Produkten aus 

Zwangsarbeit verbieten und die 
Konzernverantwortung konse-
quent durchsetzen», so der Zür-
cher. Molina begrüsst, dass nun 
in einem offiziellen Dokument 
festgehalten worden sei, dass die 
bereits bekannten, an China ge-
richteten Vorwürfe tatsächlich 
stimmen würden: «Dank dem 
Bericht sind die schweren Men-
schenrechtsverbrechen Chinas 
gegen die Uigurinnen amtlich», 
so der 32-jährige Nationalrat.

Schweiz soll Sorgen  
zum Ausdruck bringen
Auch FDP-Ständerat Andrea 
Caroni wünscht sich, «dass der 

Bundesrat im Dialog mit China 
weiterhin seine Sorge und Un-
zufriedenheit bezüglich der Si-
tuation in Xinjiang zum Aus-
druck bringt». 

Zudem sieht Caroni die Lan-
desregierung in der Pflicht, zu 
prüfen, inwiefern sich die 
Schweiz sogenannten themati-
schen Sanktionen anschliessen 
könnte. «Anhand dieser bun-
desrätlichen Einschätzung kön-
nen wir dann beurteilen, ob wir 
solche Sanktionen auch gegen-
über den Verantwortlichen in 
China ergreifen können und 
wollen», sagt der freisinnige 
Aussenpolitiker aus dem Kan-

ton Appenzell Ausserrhoden di-
plomatisch.

Ähnlich sieht das Mitte-Na-
tionalrätin Elisabeth Schneider-
Schneiter, die wie Molina in der 
Aussenpolitischen Kommission 
des Nationalrats sitzt: «Wir 
müssen jeden Austausch mit 
China nutzen, um klarzustellen, 
dass die Schweiz solche Men-
schenrechtsverletzungen nicht 
akzeptiert.» Es sei «sehr wich-
tig», dass die UNO die massiven 
Vergehen gegenüber der musli-
mischen Minderheit der Uigu-
ren aufgearbeitet und in Form 
eines Berichtes veröffentlicht 
habe, so die Baselbieterin.

Uiguren-Bericht setzt China unter Druck
Körperliche Folter, sexuelle Gewalt und Zwangsarbeit: Das steht im UNO-Report, den Peking nicht einfach so ignorieren kann.

Fabian Kretschmer, Peking

12 Minuten, bevor UNO-Men-
schenrechtskommissarin Mi-
chelle Bachelet ihr Amt nieder-
legte, veröffentlichte sie ihren 
bis dato am stärksten erwarteten 
Bericht. Auf 48 Seiten legt die 
70-Jährige die «schwerwiegen-
den Menschenrechtsverbre-
chen» der chinesischen Regie-
rung in Xinjiang dar, bei denen 
es sich möglicherweise gar um 
«Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit» handelt. Dies wäre 
nicht nur eines der gravierends-
ten Vergehen unter dem Völker-
recht überhaupt, sondern näh-
me zwangsläufig auch die inter-
nationale Staatengemeinschaft 
in die Verantwortung.

Die Anschuldigungen des 
Berichts sind massiv: Am detail-
liertesten geht der Report auf 
die politischen Umerziehungs-
lager ein, in welche die chinesi-
sche Regierung in den letzten 
Jahren Hunderttausende Ange-
hörige der Uiguren, einem mus-
limischen Turkvolk, gesteckt 
hat. Der Bericht hält es für gesi-
chert, dass «ein substanzieller 
Anteil der uigurischen Bevölke-
rung» Opfer einer willkürlichen 
«Freiheitsberaubung» wurde. 
Zudem seien die Insassen laut 
Augenzeugenberichten «körper-
licher Folter», «sexueller Ge-
walt» und «Zwangsarbeit» aus-
gesetzt, was der UNO-Bericht 
ebenfalls als glaubhaft einstuft.

Hinweise auf systematische 
 Zwangssterilisierung
Nicht zuletzt wird auf die «stark 
eingebrochenen Geburtenra-
ten» in mehreren Landkreisen 
Xinjiangs hingewiesen, die teil-
weise bis zu 50 Prozent betra-
gen – laut Experten ein Indiz für 
Zwangssterilisierungen der 
weiblichen Bevölkerung. Der 
Bericht spricht etwas zaghafter 
von «erzwungener Durchset-
zung von Familienplanungsvor-
schriften».

Die Gretchen-Frage wird in 
dem Dokument jedoch nicht be-
antwortet, ja nicht einmal ge-
streift: Ob es sich bei den Men-
schenrechtsverletzungen in Xin-
jiang möglicherweise um einen 
Genozid handelt, wie einige 
westliche Regierungen behaup-

ten. Die Anforderungen für die-
sen Strafbestand sind nahezu 
unmöglich zu dokumentieren, 
da er die nachweisliche Absicht 
voraussetzt, «eine Gruppe ganz 
oder teilweise zu vernichten».

Die Informationsgrundlage 
des Berichts bieten einerseits 
Interviews mit 40 betroffenen 
Uiguren, die zu Teilen in Inter-
nierungslagern eingesperrt wa-
ren. Gleichzeitig wurden meh-
rere Regierungsleaks ausge-

wertet, deren Echtheit zuvor 
ausgiebig überprüft wurde. Vor 
allem aber fusst ein grosser Teil 
der Datenlage auf offiziell 
 zugänglichen Statistiken und 
Daten der chinesischen 
 Regierung.

Dies lässt die Argumentation 
von Peking, dessen Staatsfüh-
rung sämtliche Vorwürfe kate-
gorisch und zur Gänze abstrei-
tet, ganz besonders schwach er-
scheinen: Wie kann sie ein 
Dokument als «Farce westlicher 
Regierungen» abtun, wenn es 
doch massgeblich auf deren 
eigenen Fakten beruht?

Der UNO-Bericht liefert na-
türlich keine neuen Erkenntnis-
se, denn die Menschenrechts-
verbrechen sind bereits detail-
liert von Forschern und 
investigativen Journalisten do-
kumentiert worden. Doch deren 
Bestätigung durch die Vereinten 
Nationen verleiht der Thematik 
nicht nur eine hohe Medienöf-
fentlichkeit, sondern auch eine 
wesentlich weitreichendere 
Glaubwürdigkeit.

Generell ist der UNO-Bericht in 
seiner Sprache zaghaft und in 
seinen Rückschlüssen konserva-
tiv gehalten. Vielen internatio-
nalen Menschenrechtlern geht 
das Dokument dementspre-
chend nicht weit genug. Emma 
Reilly, Menschenrechtsanwäl-
tin, kritisiert auf Twitter: «Keine 
Erwähnung über einen Genozid, 
kein Analyseversuch, ob die Be-
handlung der Uiguren dieses 
Kriterium erfüllen würde.»

Insgesamt jedoch fand das 
Dokument bei den meisten 
internationalen Experten An-
klang. Der deutsche Forscher 
Adrian Zenz, der in den letzten 
Jahren wie kein zweiter mit sei-
nen Studien die Umerziehungs-
lager in Xinjiang dokumentiert 
hat, meint: «Zwar ist der Bericht 
nicht perfekt und viele Beweise 
wurden nicht verwendet. Den-
noch wird er eine starke Grund-
lage dafür bieten, Peking zur Re-
chenschaft zu ziehen». Human 
Rights Watch bezeichnete den 
Bericht zudem als «wegwei-
send» und forderte eine offiziel-

le Präsentation vor dem UNO-
Menschenrechtsrat in Genf.

Ob es dazu kommt, ist auf-
grund des chinesischen Macht-
einflusses fraglich. Peking hatte 
bereits im Vorfeld massiv Druck 
auf die chilenische UNO-Kom-
missarin Bachelet ausgeübt, von 
einer Publikation abzusehen. 
Dafür mobilisierte die chinesi-
sche Regierung in einem Brief 
insgesamt 40 Staaten, die jenes 
Anliegen ebenfalls unterschrie-
ben haben.

Das Einknicken der 
 UNO-Kommissarin
In der Tat ist Bachelet in der Ver-
gangenheit mehrfach gegen-
über Pekings Forderungen ein-
geknickt. So stimmte sie einem 
hoch-orchestrierten Xinjiang-
Besuch im Mai zu, um im 
Gegenzug den bereits fertigen 
UNO-Bericht etliche Monate zu 
verschieben. Während ihrer 
China-Reise liess sich die Exper-
tin zudem vom Propagandaspiel 
der Kommunistischen Partei 
einspannen und bezeichnete 

während einer extrem befremd-
lichen Pressekonferenz die poli-
tischen Umerziehungslager als 
«Ausbildungszentren».

Die Befürchtung, dass die 
UNO-Vertreterin ihr Amt nach-
haltig beschädigt hat, erwiesen 
sich jedoch rückblickend als un-
begründet. Es gibt in dem am 
Mittwoch veröffentlichten Be-
richt nämlich keinerlei Hinwei-
se darauf, dass Peking mit seiner 
Druckausübung die Substanz 
des Dokuments verwässern 
konnte.

Ob die Publikation weitrei-
chende Konsequenzen haben 
wird, bleibt offen. Die UNO for-
derte bereits, dass China sämt-
liche Opfer der willkürlichen 
Freiheitsberaubung und anderer 
Menschenrechtsverbrechen fi-
nanziell entschädigt. Zudem 
sollen sämtliche Staaten keine 
Uiguren oder Angehörige 
 anderer muslimischer Minder-
heiten mehr nach China ab-
schieben. Nicht zuletzt wird der 
Bericht wohl auch als Grundlage 
für Regierungen dienen, einzel-
ne chinesische Regierungs-
vertreter und Unternehmen mit 
wirtschaftlichen Sanktionen zu 
belegen.

Wie unbeschadet übersteht 
Peking den Bericht?
Dass sich Chinas Staatsführung 
allerdings inhaltlich auf die Kri-
tik einlässt, gilt als nahezu aus-
geschlossen. Parteichef Xi Jin-
ping steht derzeit vor der wich-
tigsten Herausforderung seiner 
politischen Laufbahn: Mitte Ok-
tober wird der 69-Jährige inmit-
ten einer handfesten Wirt-
schaftskrise seine umstrittene 
dritte Amtszeit verkünden – und 
auf den Bericht der UNO wohl 
zweigleisig reagieren: Einerseits 
wird der Zensurapparat dafür 
sorgen, dass die Anschuldigun-
gen nicht ihren Weg in die chi-
nesische Öffentlichkeit finden.

Und gleichzeitig wird Xi die 
Nationalismus-Karte weiter 
 ausspielen – und das Narrativ 
etablieren, dass China nur das 
Opfer eines feindlich gesinnten 
Westens unter Führung 
 Washingtons ist, welcher die 
Volksrepublik am rechtmäs-
sigen Aufstieg zur Weltmacht 
hindert.

Wurde wegen ihrer China-Reise 
laut kritisiert: Michelle Bachelet.
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Folter und Zwangsarbeit: In Xinjiang sieht nun auch die UNO die Menschenrechte massiv verletzt. Bild: Bloomberg (Urumqi, 14. Mai 2021)


